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Neuordnung der Sanktionsregelungen durch das Gesetz 
zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des 
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 
20.10.2010 
 
 
1. G es etzes text  - in Kraft seit 01.04.2011 
 

§ 31 1 Pflichtverletzungen 
 
(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie 
trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis 
 
1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem sie erset-

zenden Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 Satz 6 festgelegte Pflichten 
zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen 
nachzuweisen, 

2. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit 
nach § 16d oder eine mit einem Beschäftigungszuschuss nach § 16e 
geförderte Arbeit aufzunehmen, fortzuführen oder deren Anbahnung 
durch ihr Verhalten verhindern, 

3. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, 
abbrechen oder Anlass für den Abbruch gegeben haben. 

 
Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen 
Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen. 
 
(2) Eine Pflichtverletzung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten ist auch 
anzunehmen, wenn  
 
1. sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermö-

gen in der Absicht vermindert haben, die Voraussetzungen für die Ge-
währung oder Erhöhung des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen, 

2. sie trotz Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis ihr un-
wirtschaftliches Verhalten fortsetzen, 

3. ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agen-
tur für Arbeit das Eintreten einer Sperrzeit oder das Erlöschen des An-
spruchs nach den Vorschriften des Dritten Buches festgestellt hat oder 

4. sie die im Dritten Buch genannten Voraussetzungen für das Eintreten 
einer Sperrzeit erfüllen, die das Ruhen oder Erlöschen eines Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld begründen. 

 
§ 31a 1 Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen 

 
(1) Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld II 
in einer ersten Stufe um 30 Prozent des für die erwerbsfähige leistungsbe-
rechtigte Person nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei der ersten 
wiederholten Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld 
II um 60 Prozent des für die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person nach 
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs. Bei jeder weiteren wiederholten Pflicht-
verletzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Eine wie-
derholte Pflichtverletzung liegt nur vor, wenn bereits zuvor eine Minderung 
festgestellt wurde. Sie liegt nicht vor, wenn der Beginn des vorangegange-
nen Minderungszeitraums länger als ein Jahr zurückliegt. Erklären sich er-
werbsfähige Leistungsberechtigte nachträglich bereit, ihren Pflichten nach-
zukommen, kann der zuständige Träger die Minderung der Leistungen nach 
Satz 3 ab diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des für sie nach § 20 maßge-
benden Regelbedarfs begrenzen. 
 
(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, ist das Arbeitslosengeld II bei einer Pflichtverletzung 
nach § 31 auf die Bedarfe nach § 22 beschränkt. Bei wiederholter Pflichtver-
letzung nach § 31 entfällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Absatz 1 Sätze 
4 und 5 gelten entsprechend. Erklären sich erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nachträglich bereit, 
ihren Pflichten nachzukommen, kann der Träger unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalles ab diesem Zeitpunkt wieder Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung berücksichtigen. 
 
(3) Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 Prozent 
des nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs kann der Träger in angemesse-
nem Umfang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbrin-
gen. Der Träger hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen, wenn Leistungs-
berechtigte mit minderjährigen Kindern in einer Bedarfsgemeinschaft leben. 
Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II um mindestens 60 Prozent 
des für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach § 20 maßgebenden 
Regelbedarfs soll das Arbeitslosengeld II, soweit es für den Bedarf für Un-
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terkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 erbracht wird, an den Vermieter 
oder andere Empfangsberechtigte gezahlt werden. 
 
(4) Für nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte gilt Absatz 1 und 3 bei 
Pflichtverletzungen nach § 31 Absatz 2 Nummer 1 und 2 entsprechend. 

 
§ 31b 1 Beginn und Dauer der Minderung 

 
(1) Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, 
der auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtver-
letzung und den Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den Fällen 
des § 31 Absatz 2 Nummer 3 tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit 
oder mit dem Erlöschen des Anspruchs nach dem Dritten Buch ein. Der 
Minderungszeitraum beträgt drei Monate. Bei erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, kann der 
Träger die Minderung des Auszahlungsanspruchs in Höhe der Bedarfe nach 
den §§ 20 und 21 unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auf 
sechs Wochen verkürzen. Die Feststellung der Minderung ist nur innerhalb 
von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulässig. 
 
(2) Während der Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein An-
spruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften 
des Zwölften Buches. 
 

§ 32 1 Meldeversäumnisse 
 
(1) Kommen Leistungsberechtigte trotz schriftlicher Belehrung über die 
Rechtsfolgen oder deren Kenntnis einer Aufforderung des zuständigen Trä-
gers, sich bei ihm zu melden oder bei einem ärztlichen oder psychologi-
schen Untersuchungstermin zu erscheinen, nicht nach, mindert sich das 
Arbeitslosengeld II oder das Sozialgeld jeweils um 10 Prozent des für sie 
nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs. Dies gilt nicht, wenn Leistungsbe-
rechtigte einen wichtigen Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen. 
 
(2) Die Minderung nach dieser Vorschrift tritt zu einer Minderung nach § 31a 
hinzu. § 31a Absatz 3 und § 31b gelten entsprechend. 

2. Gesetzesbegründung  
 
Vorbemerkung zu den §§ 31 bis 32 
 
Die Verfassung gebietet nicht die Gewährung bedarfsunabhängiger, voraus-
setzungsloser Sozialleistungen (BVerfG v. 7. Juli 2010 - 1 BvR 2556/09). 
Das Grundrecht aus Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes in Verbindung 
mit Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes greift nur dann ein, wenn und 
soweit andere Mittel zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis-
tenzminimums nicht zur Verfügung stehen. Wenn einem Menschen die zur 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins notwendigen materiellen 
Mittel fehlen, weil er sie weder aus seiner Erwerbstätigkeit, noch aus eige-
nem Vermögen noch durch Zuwendungen Dritter erhalten kann, ist der Staat 
im Rahmen seines Auftrages zum Schutz der Menschenwürde und in Aus-
füllung seines sozialstaatlichen Gestaltungsauftrages verpflichtet, die Men-
schenwürde positiv zu schützen. Er muss dafür Sorge zu tragen, dass ei-
nem hilfebedürftigen Menschen die materiellen Voraussetzungen dafür zur 
Verfügung stehen, um seine Würde in solchen Notlagen, die nicht durch 
eigene Anstrengung und aus eigenen Kräften überwunden werden können, 
durch materielle Unterstützung zu sichern. Das Prinzip des Fördern und 
Forderns besagt, dass eine Person, die mit dem Geld der Steuerzahler in 
einer Notsituation unterstützt wird, mithelfen muss, ihre Situation zu verbes-
sern. Eine Person, die hilfebedürftig ist, weil sie keine Arbeit findet, kann mit 
der Unterstützung der Gemeinschaft rechnen. Im Gegenzug muss sie alles 
unternehmen, um ihren Lebensunterhalt wieder selbst zu verdienen. 
 
Die bisherige Vorschrift des § 31 SGB II ist eine der zentralen Normen im 
SGB II, da sie die Schnittstelle zwischen den Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit und den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes darstellt. 
Sie muss praxisgerecht ausgestaltet und für die Leistungsberechtigten und 
die Grundsicherungsstellen rechtssicher anwendbar sein. Durch verschie-
dene Rechtsänderungen ist die Regelung sehr komplex und schwer ver-
ständlich geworden; die Rechtsanwendung ist dadurch schwieriger gewor-
den. Die vorliegende Neustrukturierung führt zu einer Entzerrung und besse-
ren Übersichtlichkeit der Sanktionsregelungen. Dabei werden die bisherigen 
Sanktionstatbestände im Wesentlichen beibehalten und die Rechtsfolgen 
von Pflichtverletzungen nahezu unverändert übernommen.  
 
Die bisher in einem Paragraphen zusammengefassten Sanktionsregelungen 
werden wie folgt neu strukturiert: 
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- Regelung der Tatbestände von Pflichtverletzungen (§ 31) 
 
- Regelung der Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen (§ 31a) 
 
- Regelung zu Beginn und Dauer der Minderung (§ 31b) 
 
- Regelung zu Meldeversäumnissen (§ 32). 
 
Die bisherige Regelung zu Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes in § 32 
wird in die neu strukturierten Sanktionsregelungen integriert. 
 
Zu § 31 
 
Zur besseren Übersichtlichkeit werden die Tatbestände von Pflichtverlet-
zungen in der Regelung des neuen § 31 zusammengefasst. Die bisher in § 
31 Absatz 1 enthaltenen Pflichtverletzungen sind weiterhin im neuen § 31 
Absatz 1 enthalten. Dabei werden die bisherigen Pflichtverletzungstatbe-
stände, die bereits abstrakt in einem anderen Pflichtverletzungstatbestand 
enthalten waren, gestrichen und die verbleibenden Pflichtverletzungstatbe-
stände neu nummeriert. 
 
Im Einzelnen: 
 
Künftig kann eine Pflichtverletzung im Sinne der Vorschrift auch vorliegen, 
wenn der Leistungsberechtigte die Rechtsfolgen seines Verhaltens kannte. 
Der Nachweis über eine schriftliche Rechtsfolgenbelehrung muss in diesem 
Fall nicht geführt werden. 
 
Der bisherige Tatbestand des § 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a SGB II wird 
gestrichen, da die Eingliederungsvereinbarung bereits nach geltendem 
Recht durch einen Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 Satz 6 SGB II ersetzt 
werden soll, wenn eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande kommt. 
Die gegenwärtige Regelung zur Sanktionierung der Weigerung zum Ab-
schluss einer Eingliederungsvereinbarung läuft Gefahr, die Vertragsfreiheit 
(Artikel 2 Absatz 1 GG) der Betroffenen unverhältnismäßig einzuschränken. 
Durch den Erlass eines Verwaltungsaktes steht den Grundsicherungsstellen 
das mildere Mittel zur Verfügung, um verbindliche Pflichten für den erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten zu regeln. Gleichzeitig wird klargestellt, dass 
bei einem Verstoß gegen die im Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 Satz 6 

festgelegten Pflichten die gleichen Rechtsfolgen wie bei einem Verstoß ge-
gen die in einer Eingliederungsvereinbarung festgelegten Pflichten eintreten. 
 
Verstößt der erwerbsfähige Leistungsberechtigte ohne wichtigen Grund 
gegen diese Pflichten, dann treten die entsprechenden Sanktionen ein.  
 
Ferner wird anlässlich der Neustrukturierung in Absatz 1 Nummer 2 klarge-
stellt, dass die Weigerung zur Aufnahme oder Fortführung einer zumutbaren 
Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit, einer mit einem Beschäftigungszu-
schuss nach § 16e geförderten Arbeit in jedem Fall zu einer Sanktion führt, 
unabhängig davon, ob die aufgezählten Angebote in einer Eingliederungs-
vereinbarung, in dem die Eingliederungsvereinbarung ersetzenden Verwal-
tungsakt oder außerhalb der Vereinbarung bzw. des Verwaltungsaktes un-
terbreitet werden. Die Klarstellung ist erforderlich, weil teilweise in der 
Rechtsprechung und Rechtsliteratur die Auffassung vertreten wurde, dass 
wegen der bisherigen Formulierung in § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c „oder eine 
sonstige in der Eingliederungsvereinbarung vereinbarte Maßnahme“ eine 
Sanktionierung nur in Betracht käme, wenn die in Nummer 2 genannten 
Angebote Teil der Eingliederungsvereinbarung sind. Diese Auffassung hätte 
einen stark eingeschränkten Anwendungsbereich des Sanktionstatbestan-
des in Nummer 2 zur Folge, denn beispielsweise werden zumutbare Ar-
beitsangebote in der Regel kurzfristig mit der Aufforderung zur umgehenden 
Vorstellung beim Arbeitgeber unterbreitet. Wenn es zur Sanktionierung er-
forderlich wäre, entsprechende Arbeitsangebote zunächst gemeinsam mit 
dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in die Eingliederungsvereinba-
rung aufzunehmen, entstünden nicht hinnehmbare Verzögerungen bei der 
Vermittlung von erwerbsfähigen Hilfedürftigen in Arbeit. Deshalb wird die 
genannte Formulierung gestrichen.  
 
In Absatz 1 Nummer 3 wird eine offensichtliche Regelungslücke beseitigt. 
Der bisherige Wortlaut ermöglicht eine Sanktionierung nur, wenn der er-
werbsfähige Leistungsberechtigte eine zumutbare Maßnahme abgebrochen 
oder Anlass für den Abbruch gegeben hat. Die Sanktionierung des Nichtan-
trittes einer zumutbaren Maßnahme war nach dem bisherigen Wortlaut hin-
gegen nicht möglich. Diese Regelungslücke wird nunmehr geschlossen. 
Auch der Nichtantritt einer zumutbaren Maßnahme stellt nun eine Pflichtver-
letzung dar. 
 
In Absatz 2 werden die bisher in § 31 Absatz 4 geregelten Pflichtverletzun-
gen übernommen. Aus systematischen Gründen wird das Vorliegen einer 
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Pflichtverletzung für die aufgeführten Fallkonstellationen teilweise fingiert. 
Dies ist deshalb notwendig, weil die sanktionierten Handlungen zum Teil 
zeitlich vor dem Eintritt in den Leistungsbezug nach dem SGB II liegen. 
 
Zu § 31a 
 
Zu Absatz 1 
 
In den Sätzen 1 bis 3 werden die bisherigen Rechtsfolgen für erste und wie-
derholte Pflichtverletzungen für über 25-Jährige erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte unverändert zusammengefasst.  
 
Um mehr Rechtsklarheit zu schaffen und unnötige Gerichtsverfahren zu 
vermeiden, wird in Satz 4 ergänzend geregelt, dass der Eintritt einer wieder-
holten Pflichtverletzung auf der nächsthöheren Stufe erst eintreten kann, 
wenn zeitlich vorher eine Minderung wegen einer Pflichtverletzung auf der 
vorhergehenden Stufe festgestellt worden ist. Durch die Neuregelung wird 
verdeutlicht, dass die Feststellung einer Pflichtverletzung auf der nächsten 
Stufe erst nach Bekanntgabe der vorangegangenen Sanktionsentscheidung 
erfolgen kann.  
 
In Satz 5 ist weiterhin die bisherige Regelung enthalten, wonach eine wie-
derholte Pflichtverletzung nur innerhalb von einem Jahr vorliegen kann.  
 
Satz 6 übernimmt die bekannte Regelung zur Abmilderung einer Sanktion. 
Geregelt wird nun, dass der maßgebliche Zeitpunkt, ab dem der Träger die 
Abmilderung feststellt, der Zeitpunkt der Erklärung der oder des Betroffenen 
ist. Die dreimonatige Dauer der Sanktion nach § 31b Absatz 1 Satz 3 bleibt 
hiervon unberührt. 
 
Zu Absatz 2 
 
Mit den Sätzen 1 bis 2 werden die bisherigen Rechtsfolgen für erste und 
wiederholte Pflichtverletzungen bei unter 25-Jährigen erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten unverändert übernommen. Satz 3 verweist auf die in Ab-
satz 1 geregelten Voraussetzungen für den Eintritt einer wiederholten 
Pflichtverletzung. Mit Satz 4 wird die bekannte Regelung zur Abmilderung 
einer Sanktion bei unter 25-Jähigen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
übernommen. Geregelt wird nun, dass der maßgebliche Zeitpunkt, ab dem 

der Träger die Abmilderung feststellt, der Zeitpunkt der Erklärung der oder 
des Betroffenen ist. 
 
Zu Absatz 3 
 
Satz 1 übernimmt die bisherigen Regelungen zur Erbringung von Sachleis-
tungen bei Sanktionen. Hierdurch wird sichergestellt, dass den Betroffenen 
stets ausreichend Mittel zur Verfügung stehen, um ihnen ein menschenwür-
diges Existenzminimum zu gewährleisten. 
 
Mit Satz 2 wird die bisher als Sollvorschrift ausgestaltete Regelung zur Er-
bringung von Sachleistungen an Bedarfsgemeinschaften mit minderjährigen 
Kindern als Verpflichtung zur Leistungserbringung ausgestaltet. Danach hat 
der zuständige Leistungsträger ergänzend Sachleistungen bei einer Minde-
rung des Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 vom Hundert des nach § 20 
maßgebenden Regelbedarfs zu erbringen, wenn minderjährige Kinder in der 
Bedarfsgemeinschaft leben. Hierdurch soll das Existenzminimum von min-
derjährigen Kindern besonders gesichert werden, die ohne ihr eigenes Zu-
tun Gefahr laufen, von der Leistungskürzung eines Mitglieds ihrer Bedarfs-
gemeinschaft mit betroffen zu werden.  
 
Die Regelung in Satz 3 sieht eine Direktüberweisung des Arbeitslosengel-
des II an Vermieter und andere Empfangsberechtigte für alle erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten vor, soweit es für den Bedarf für Unterkunft und Hei-
zung geleistet wird, um Obdachlosigkeit zu vermeiden. Es soll sichergestellt 
werden, dass der Anteil der Transferleistungen, der für die Unterkunft und 
Heizung gedacht ist, auch tatsächlich bei Vermietern und anderen Emp-
fangsberechtigten (z.B. Energieversorgungsunternehmen) ankommt. Die 
Regelung trägt dem Grundrecht der Leistungsberechtigten auf informationel-
le Selbstbestimmung Rechnung. Eine Direktüberweisung des für die Unter-
kunft und Heizung gewährten Teils des Arbeitslosengeldes II an Dritte 
kommt nur für den individuellen Anspruch des Betroffenen in Betracht. Nur 
für ihn birgt die Minderung des Arbeitslosengeldes II um mindestens 60 vom 
Hundert des für den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach § 20 maß-
gebenden Regelbedarfs die konkrete Gefahr, dass die Transferleistungen 
für die Wohnkosten nicht zweckentsprechend verwendet werden. Eine Ein-
schränkung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung ist deshalb 
gerechtfertigt. 
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Zu Absatz 4 
 
In Absatz 4 wird die frühere Regelung des § 32 zu Absenkung und Wegfall 
des Sozialgeldes für den Teil der Pflichtverletzungen nach § 31 Absatz 2 
Nummer 1 und 2 intergiert. 
 
Zu § 31b 
 
In Absatz 1 werden die bisherigen Regelungen zu Beginn und Dauer der 
Sanktionen zusammengefasst. Um klarzustellen, dass sich der Auszah-
lungsanspruch der Betroffenen bei pflichtwidrigem Verhalten kraft Gesetzes 
mindert, wird der Wortlaut teilweise angepasst. Zusätzlich soll die in Absatz 
1 Satz 5 geregelte Ausschlussfrist für die wirksame Feststellung der Minde-
rung einen zeitlichen Zusammenhang zwischen Pflichtverletzung und Eintritt 
der Sanktion gewährleisten. Dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten soll 
die Ursächlichkeit seines pflichtwidrigen Verhaltens für die Minderung der 
Leistungen vor Augen geführt werden. 
 
In Absatz 2 wird der bisherige Ausschluss von Leistungen zum Lebensun-
terhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch während des Sanktions-
zeitraums unverändert übernommen. 
 
Zu § 32 
 
Die Minderung des Arbeitslosengeldes II wegen Meldeversäumnissen und 
dem Nichterscheinen zu ärztlichen und psychologischen Untersuchungster-
minen wird separat geregelt.  
 
Die Regelung zu den Meldeversäumnissen gilt wie bisher auch für alle Leis-
tungsberechtigten. In ihren Anwendungsbereich fallen sowohl über und un-
ter 25-Jährige erwerbsfähige Leistungsberechtigte als auch mit ihnen in 
Bedarfsgemeinschaft lebende nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte.  
 
Die bei Meldeversäumnissen schwierig anzuwendende Vorschrift der wie-
derholten Pflichtverletzung wird gestrichen. Gleichzeitig wird in Absatz 1 
klargestellt, dass sich die Sanktionszeiträume und -beträge wegen Melde-
versäumnissen überlappen können. Dies kann bei mehreren in kurzen Ab-
ständen eingetretenen Meldeversäumnissen im Ergebnis zu einer Addition 
der Sanktionsbeträge führen.  
 

Darüber hinaus wird in Absatz 2 klargestellt, dass die Minderung des Ar-
beitslosengeldes II wegen Meldeversäumnissen zu Minderungen wegen 
Pflichtverletzungen nach § 31 hinzutritt.  
 
Die Vorschriften zur Erbringung ergänzender Sachleistungen, der Direkt-
überweisung der Leistungen für Unterkunft und Heizung sowie über Beginn 
und Dauer der Minderung gelten entsprechend.  
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